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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Wirtschaft und Verkehr

386 Allgemeinverfügung zur Bestellung 
 eines Geldwäschebeauftragten nach § 9 
 Absatz 4 Satz 3 des Gesetzes über das 
 Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten 
 (Geldwäschegesetz – GwG)

Bezirksregierung
34.02.03.06

 Düsseldorf, den 25. September 2012

Auf Grundlage der §§ 9 Absatz 4 Satz 3, 16 Absatz 
2 Nummer 9 des Geldwäschege-setzes (GwG) vom 
13. August 2008 (BGBl. I S. 1690) in Verbindung 
mit § 8 Absatz 3 des Landesorganisationsgesetzes 
vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geän-
dert durch Artikel 10 des 2. Modernisierungsgeset-
zes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) wird ange-
ordnet:

1.  Unternehmen mit Hauptsitz im Regierungsbe-
zirk Düsseldorf sind verpfl ichtet, einen Geldwä-
schebeauftragten und einen Stellvertreter im 

Sinne des § 9 Absatz 2 Nummer 1 GwG zu 
bestellen, wenn

 a)  sie mit folgenden hochwertigen Gütern han-
deln: Edelmetalle (wie Gold, Silber und Pla-
tin), Edelsteine, Schmuck und Uhren, Kunst-
gegenstände und Antiquitäten, Kraftfahr-
zeuge, Schiffe und Motorboote sowie Luft-
fahrzeuge,

 b)  der Handel mit diesen Gütern über 50% des 
Gesamtumsatzes im vorherigen Wirtschafts-
jahr ausmacht (Haupttätigkeit),

 c)  am 31.12. des vorherigen Wirtschaftsjahres 
insgesamt mindestens zehn Mitarbeiter in 
den Bereichen Akquise, Kasse, Kundenbuch-
haltung, Verkauf und Vertrieb einschließlich 
Leitungspersonal (insbesondere Geschäfts-
führung) beschäftigt sind und

 d)  im vorherigen Wirtschaftjahr bei mindestens 
einem Geschäftsvorgang Bargeld im Wert von 
€ 15.000,– oder mehr angenommen wurde. 
Geschäftsvorgänge, bei denen mehrere Bar-
transaktionen durchgeführt werden, die 
zusammen einen Betrag im Wert von 
€ 15.000,– oder mehr ausmachen und bei 
denen Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
zwischen ihnen eine Verbindung besteht, sind 
als ein Geschäftsvorgang anzusehen.

2.  Die Bestellung des Geldwäschebeauftragten ist 
der Bezirksregierung Düsseldorf bis spätestens 
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31.05. des laufenden Wirtschaftsjahres schriftlich 
mit den berufl ichen Kontaktdaten (Name, Vor-
name, Anschrift, Telefon, E-Mail-Adresse) mitzu-
teilen. Änderungen sind unverzüglich mitzuteilen. 
Für Mitteilungen kann der unter www.brd.nrw.de 
abrufbare Vordruck verwendet werden. Die Mit-
teilungspfl icht gilt nicht für Stellvertreter.

3.  Von der Verpfl ichtung zur Bestellung eines Geld-
wäschebeauftragten kann auf Antrag abgesehen 
werden, wenn das Unternehmen nachweist, dass 
die Gefahr von Informationsverlusten aufgrund 
arbeitsteiliger Unternehmensstruktur im Hin-
blick auf die Vorschriften zur Geldwäscheprä-
vention nicht besteht.

4.  Diese Allgemeinverfügung gilt zwei Monate 
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben und ist ab diesem Zeitpunkt 
zu befolgen. Sie kann mit Begründung bei der 
Bezirksregierung Düsseldorf während der allge-
meinen Sprechzeiten (Mo-Do: 09:00 – 16:00 Uhr 
sowie Fr: 09:00 – 14:00 Uhr) eingesehen werden.

Begründung
Die Bezirksregierung Düsseldorf als zuständige 
Aufsichtsbehörde macht hiermit von ihrer Anord-
nungsbefugnis zur Bestellung eines Geldwäschebe-
auftragten und eines Stellvertreters bei Händlern 
hochwertiger Güter Gebrauch.

Der Missbrauch von Güterhändlern zu Zwecken 
der Geldwäsche- und Terrorismusfi nanzierung 
stellt eine erhebliche Bedrohung für die Integrität 
und Reputation des internationalen Wirtschafts-
standortes Deutschland und seiner Unternehmen 
dar. Dies macht eine Bündelung aller Kräfte erfor-
derlich. Die Inpfl ichtnahme der Wirtschaft als 
einem für die Geldwäschebekämpfung notwendi-
gen Akteur ist unabdingbar. Die Bestellung eines 
Geldwäschebeauftragten dient der Erreichung der 
Ziele des GwG und darüber hinaus der Sensibili-
sierung der Güterhändler für das Thema der Geld-
wäschebekämpfung.

Nach pfl ichtgemäßer Ausübung des Ermessens ist 
auch unter der Berücksichtigung der Interessen 
der betroffenen Unternehmen die Verpfl ichtung der 
in § 9 Abs. 4 S. 5 GwG genannten Händler hoch-
wertiger Güter zur Bestellung von Geldwäschebe-
auftragten nach Maßgabe dieser Allgemeinverfü-
gung sachgerecht um die wichtigen Ziele des Geld-
wäschegesetzes zu erreichen.

Aufgrund des § 9 Abs. 4 S. 3 GwG soll die zustän-
dige Behörde für Verpfl ichtete gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 12 GwG (gewerbliche Güterhändler) die Bestel-
lung eines Geldwäschebeauftragten anordnen, 
wenn deren Haupttätigkeit im Handel mit hoch-
wertigen Gütern besteht. Hochwertige Güter sind 
Gegenstände, die sich aufgrund ihrer Beschaffen-
heit, ihres Verkehrswertes oder ihres bestimmungs-
gemäßen Gebrauchs von Gebrauchsgegenständen 
des Alltags abheben oder aufgrund ihres Preises 
keine Alltagsanschaffung darstellen.

Ein ausgeprägtes Geldwäsche- und Terrorismusfi -
nanzierungsrisiko besteht nach der Wertung des 
Gesetzgebers jedenfalls im Handel mit Edelmetal-
len (wie Gold, Silber und Platin), Edelsteinen, 
Schmuck und Uhren, Kunstgegenständen und 
Antiquitäten, Kraftfahrzeugen, Schiffen und 
Motorbooten sowie Luftfahrzeugen (siehe die 
nichtabschließende Aufzählung in § 9 Abs. 4 Satz 5 
GwG). Über die bereits vom Gesetzgeber vorge-
nommene Risikoeinschätzung hinaus liegen derzeit 
keine weiteren kriminalistischen Erkenntnisse 

über andere Risikobranchen im Bereich des hoch-
wertigen Güterhandels vor, die eine Bestellung 
eines Geldwäschebeauftragten erforderlich 
machen.

Entsprechend der Wertung des Gesetzgebers wer-
den Güterhändler nur dann erfasst, wenn gerade 
deren Haupttätigkeit im Handel mit hochwertigen 
Gütern besteht. Somit bleiben aus Gründen der 
Verhältnismäßigkeit Unternehmen mit geringem 
Geldwäscherisiko ausgenommen, wenn sie zwar 
grundsätzlich mit hochwertigen Gütern handeln, 
dies aber weniger als 50 Prozent des Jahresumsat-
zes ausmacht. Denkbar ist dies beispielsweise bei 
einer großen Kfz-Werkstatt, die ihren Hauptum-
satz mit Kfz-Reparaturen macht, an die aber auch 
noch ein Kfz-Handel angeschlossen ist, über den 
Fahrzeuge verkauft werden.

Grund für die Anordnung der Bestellung eines 
Geldwäschebeauftragten ist, dass in Unternehmen 
mit einer arbeitsteiligen und zergliederten Unter-
nehmensstruktur die Gefahr von Informationsver-
lusten und -defi ziten und der Anonymisierung 
innerbetrieblicher Prozesse in erhöhtem Maße 
besteht. Davon ist jedenfalls ab einer Gesamtkopf-
zahl von mindestens zehn Mitarbeitern mit Bezug 
zu den Geschäftsvorgängen auszugehen. Ein sol-
cher Bezug liegt regelmäßig in den Bereichen 
Akquise, Kasse, Kundenbuchhaltung, Verkauf und 
Vertrieb einschließlich Leitungspersonal (insbeson-
dere Geschäftsführung) vor. In kleineren Einheiten 
kann die Gefahr eines Informationsverlustes als so 
gering angesehen werden, dass die Bestellung eines 
Geldwäschebeauftragten einen unverhältnismäßig 
hohen Aufwand verursachen würden.

Eine Stichtagsregelung zur Ermittlung der Mit-
arbeiterzahl wurde aus Gründen der Praktikabi-
lität und Rechtssicherheit für die Unternehmen 
gewählt. Das Erfordernis der mindestens einma-
ligen Annahme von Bargeld im Wert von 
€ 15.000,– oder mehr im Wirtschaftsjahr soll 
sicherstellen, dass Güterhändler, die zwar mit 
grundsätzlich hochwertigen Produktgruppen 
handeln, jedoch tatsächlich in einem niedrigeren 
und damit weniger risikobehafteten Preisseg-
ment tätig sind oder vollständig auf die Entge-
gennahme von Bargeld verzichten, von der Ver-
pfl ichtung ausgenommen werden. Insbesondere 
hohe Bargeldtransaktionen bergen ein erhöhtes 
Geldwäsche- und Terrorismusfi nanzierungsri-
siko, da hier Anonymität begünstigt wird. Nach 
der Wertung des Gesetzgebers sind mehrere 
zusammenhängende Barzahlungen, die den 
Gesamtbetrag von € 15.000,– erreichen, einer 
einmaligen Transaktion gleichzustellen. Dies ist 
sachgerecht, um die Möglichkeit einer Umgehung 
(sog. Smurfi ng) auszuschließen.

In jedem rechtlich selbstständigen Unternehmen, 
unabhängig von der Rechtsform, das die genann-
ten Kriterien erfüllt (auch Konzerntöchter), sind 
ein Geldwäschebeauftragter und für den Fall sei-
ner Verhinderung ein Stellvertreter zu bestellen. 
Sofern das Unternehmen über mehrere rechtlich 
unselbständige Niederlassungen verfügt, muss die 
Mitteilung über die Bestellung bei der für den 
Hauptsitz zuständigen Aufsichtsbehörde erfolgen. 
Die nicht erforderliche Mitteilung eines Stellver-
treters an die Aufsichtsbehörde entbindet die 
Unternehmen nicht von der Verpfl ichtung zur 
Bestellung eines solchen. Die Mitteilung der 
berufl ichen Kontaktdaten (Name, Vorname, 
Anschrift, Telefon, Email-Adresse), unter denen 
der Geldwäschebeauftragte während der üblichen 
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Geschäftszeiten erreichbar ist, ist erforderlich um 
die Erreichbarkeit für die Behörden zu gewähr-
leisten. Das Schriftformerfordernis dient der 
Rechtssicherheit und Dokumentation des Bestel-
lungsaktes durch die Geschäftsführung. Die 
Bestellung des Geldwäschebeauftragten und sei-
nes Stellvertreters erfolgt bis auf Weiteres. Die 
Händler hochwertiger Güter müssen jährlich 
prüfen, ob die unter 1 genannten kumulativen 
Voraussetzungen vorliegen. Folgemitteilungen 
sind nicht erforderlich. Änderungen sind dage-
gen unverzüglich mitzuteilen.

Die Aufgaben, Rechte und Pfl ichten des Geldwä-
schebeauftragten ergeben sich aus § 9 Abs. 2 Nr. 1 
GwG: Er ist der Geschäftsleitung unmittelbar 
nachgeordnet, kann aber auch selbst der 
Geschäftsleitung angehören. Ihm ist ungehinder-
ter Zugang zu sämtlichen Informationen, Daten, 
Aufzeichnungen und Systemen zu verschaffen, die 
im Rahmen der Erfüllung seiner Aufgaben von 
Bedeutung sein können. Die Verwendung der 
Daten und Informationen ist dem Geldwäschebe-
auftragten ausschließlich zur Erfüllung seiner 
Aufgaben gestattet. Ihm sind ausreichende Befug-
nisse zur Erfüllung seiner Funktion einzuräumen. 
Er ist ferner Ansprechpartner für die Strafverfol-
gungsbehörden, das Bundeskriminalamt – Zen-
tralstelle für Verdachtsmeldungen – und die 
zuständige Aufsichtsbehörde.

Eine Freistellung des Geldwäschebeauftragten von 
anderen Aufgaben und Funktionen im Unterneh-
men ist grundsätzlich nicht erforderlich.

Ist im Unternehmen sichergestellt, dass die Gefahr 
von Informationsverlusten auf Grund arbeitsteili-
ger Unternehmensstruktur im Hinblick auf die 
Vorschriften zur Geldwäscheprävention nicht 
besteht, kann auf Antrag von der Verpfl ichtung zur 
Bestellung eines Geldwäschebeauftragten abgese-
hen werden. Besonders gelagerten Einzelfällen 
kann damit Rechnung getragen werden. Dass das 
Unternehmen nachweisen muss, dass ausnahms-
weise eine Gefahr von Informationsverlusten nicht 
vorliegt, ist verhältnismäßig und zumutbar, weil 
der Gesetzgeber das Erfordernis der Bestellung 
eines Geldwäschebeauftragten für Händler hoch-
wertiger Güter grundsätzlich als gegeben ansieht, 
mithin der Nachweis von Informationsdefi ziten im 
Einzelfall von der Behörde gerade nicht zu führen 
ist.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach Öffentlicher Bekanntgabe Klage 
bei dem Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Basti-
onstr. 39, 40213 Düsseldorf, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. Der Klage nebst 
Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt wer-
den, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhal-
ten können.

Düsseldorf, den 25. Septmeber 2012

Abl. Reg. Ddf. 2012 S. 371

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

387 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pfl icht für 
 ein Vorhaben der FS Karton GmbH in Neuss

Bezirksregierung
53.01-100-53.0148/12/0602.1

 Düsseldorf, den 28. September 2012

Antrag der FS Karton GmbH auf Genehmigung 
nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) zur Änderung der Anlage zur 

Herstellung von Karton (Pappe)

Die FS Karton GmbH hat mit Datum vom 05.09.2012 
einen Antrag auf Genehmigung nach § 16 BImSchG 
zur Änderung der Betriebseinheit „Energieversor-
gung“ (BE 130) durch NOX-Minderungsmaßnahmen 
an den Gasturbinen 1 und 2 auf dem Betriebsgelände 
Düsseldorfer Str. 182 – 184 in 41460 Neuss gestellt. 
Antragsgegenstand ist der Einbau einer neuen 
Brennkammergeneration und Einspritzung von Was-
ser (Deionat) an den Gasturbinen 1 und 2.

Gemäß § 3 e Abs. 1 Ziffer 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbin-
dung mit Ziffer 6.2 Spalte 1 der Anlage 1 zum 
UVPG und in Verbindung mit § 3 c Satz 1 UVPG ist 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-füh-
ren, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der 
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger 
Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 
zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die 
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprüfung 
im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen durch das beantragte Vorha-
ben nicht zu erwarten sind. In die Vorprüfung wur-
den auch frühere Änderungen des UVP-pfl ichtigen 
Vorhabens einbezogen, für die nach der jeweils gel-
tenden Fassung des UVPG keine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchgeführt worden ist.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest, dass 
für das beantragte Vorhaben eine Verpfl ichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    Hartz

Abl. Reg. Ddf. 2012 S. 373

388 Bekanntgabe nach § 3 a UVPG 
 über die Feststellung der UVP-Pfl icht 
 für ein Vorhaben der Stadtwerke Düsseldorf AG

Bezirksregierung
54.06.02.02 – D – 072/12

 Düsseldorf, den 26. September 2012

Die

Stadtwerke Düsseldorf AG
Höherweg 100

40233 Düsseldorf
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beabsichtigt, eine Grundwasserabsenkung auf dem 
Grundstück in Düsseldorf, Gemarkung Hamm, 
Flur 19, Flurstück 55, vorzunehmen.

Die Grundwasserhaltungsmaßnahme dient der Tro-
ckenhaltung der einzelnen Baugruben des Neubaus 
einer Gas- und Dampfturbinenanlage auf dem 
Gelände des Kraftwerks Lausward der Stadtwerke 
Düsseldorf AG. Das hierbei entnommene Grundwas-
ser soll anschließend in den Rhein (Stationierung 
4706/Rhein/2/275.11/739,6km) eingeleitet werden. 
Die voraussichtlichen Entnahme- bzw. Einleitungs-
mengen umfassen insgesamt rund 20.000 m3 Wasser.

Für dieses Vorhaben hat die Stadtwerke Düsseldorf 
AG unter dem 4. Juni 2012 die Erteilung einer was-
serrechtlichen Erlaubnis nach § 8 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsge-
setz – WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) in 
der derzeit geltenden Fassung beantragt.

Gemäß § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94) in der derzeit geltenden Fassung in 
Verbindung mit Nummer 13.3.3 der Anlage 1 des 
UVPG ist für das Entnehmen, Zutagefördern oder 
Zutageleiten von Grundwasser mit einem jährlichen 
Volumen an Wasser von 5.000 m3 bis weniger als 
100.000 m3 eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschät-
zung der zuständigen Behörde aufgrund überschlä-
giger Prüfung unter Berücksichtigung der in der 
Anlage 2 des UVPG aufgeführten Kriterien erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, 
die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
hat im vorliegenden Fall zu dem Ergebnis geführt, 
das entsprechende Umweltauswirkungen durch 
das Vorhaben der Stadtwerke Düsseldorf AG nicht 
zu besorgen sind. Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG habe 
ich daher festgestellt, dass für das Vorhaben keine 
Verpfl ichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht.

Diese Feststellung wird der Öffentlichkeit hiermit ent-
sprechend § 3 a Satz 2 UVPG bekannt gegeben. Sie ist 
nach § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar.

    Im Auftrag

    gez. Weiss

Abl. Reg. Ddf. 2012 S. 373

Sozialangelegenheiten

389 Neuordnung der Kirchengemeinden 
 (Pfarrgemeinden) St. Chrysanthus und Daria, 
 Haan, und St. Nikolaus, Haan-Gruiten

Bezirksregierung
48.03.11.02

 Düsseldorf, den 20. September 2012

URKUNDE

über die Neuordnung der Kirchengemeinden 
(Pfarrgemeinden)

St. Chrysanthus und Daria, Haan, und

St. Nikolaus, Haan-Gruiten,

im Dekanat Hilden

Seelsorgebereich Haan/Gruiten

1. Aufhebung und Rechtsnachfolge

  Nach Anhörung der unmittelbar Beteiligten und 
des Priesterrates gemäß can. 515,2 CIC werden 
hiermit die Pfarrgemeinde St. Chrysanthus und 
Daria, Haan, und die Pfarrgemeinde St. Niko-
laus, Haan-Gruiten, zum 31.12.2012 aufgelöst 
und gemäß can. 121 CIC zum 01.01.2013 zu einer 
neuen Pfarrgemeinde vereinigt.

  Die Rechtsnachfolgerin, auf die alle Rechte und 
Pfl ichten der vorgenannten Pfarrgemeinden 
übergehen, ist die neue Pfarrgemeinde St. Chry-
santhus und Daria.

2.  Pfarrkirche und weitere Kirche

  Die Pfarrkirche der neuen Pfarrgemeinde ist die 
auf den Titel „St. Chrysanthus und Daria" 
geweihte Kirche. Weitere Kirche der neuen Pfar-
rei ist unter Beibehaltung ihres Kirchentitels St. 
Nikolaus. Die Kirchenbücher der Pfarrgemeinde 
St. Chrysanthus und Daria und der Pfarrge-
meinde St. Nikolaus werden zum 31.12.2012 
geschlossen und mit sämtlichen weiteren Akten 
von der neuen Pfarrgemeinde St. Chrysanthus 
und Daria in Verwahrung genommen. Ab dem 
01.01.2013 erfolgen Eintragungen in die Kir-
chenbücher der neuen Pfarrgemeinde.

3.  Gemeindegebiet

  „Die Pfarrgrenze der Katholischen Kirchenge-
meinde St. Chrysanthus und Daria verläuft 
identisch mit den kommunalen Grenzen der 
Stadt Haan, bezogen auf den 01. Januar 2013. 
Die vorstehende Bestimmung hat Vorrang vor 
der zugehörigen Geländekarte.“

4.  Abschlussvermögensübersicht, Vermögensrechts-
nachfolge

  1.  Die Kirchengemeinde St. Chrysanthus und 
Daria und die Kirchengemeinde St. Nikolaus 
erstellen zum 31.12.2012 eine Abschlussver-
mögensübersicht, in der alle Aktiva und Pas-
siva dargestellt sind. Diese Abschlussvermö-
gensübersichten sind nach Prüfung und end-
gültiger Feststellung durch die Hauptabtei-
lung Rechnungskammer des Erzbischöfl ichen 
Generalvikariates Grundlage für die Vermö-
gensübertragung.

  2.  Mit der Aufhebung der genannten Kirchen-
gemeinde und der Kirchengemeinde geht 
deren gesamtes bewegliches und das aus-
drücklich (d. h. ohne den entsprechenden 
Fondszusatz) auf den Namen der Kirchenge-
meinden lautende unbewegliche Vermögen 
auf die Kirchengemeinde über. Das Gleiche 
gilt für die Forderungen und die die Kirchen-
gemeinden belastenden Verbindlichkeiten.

  3.  Die Rücklagen der Kirchengemeinden wer-
den mit Ausnahme der Substanzkapitalien 
und Stiftungsmittel in Etats der Kirchenge-
meinde St. Chrysanthus und Daria überführt. 
Die Substanzkapitalien und Stiftungsmittel 
der aufgehobenen Kirchengemeinden werden 
jeweils in gesonderten Etats verwaltet.

5.  Namensänderung des Fondsvermögens, Grund-
buchberichtigung

  Mit der Aufhebung der genannten Kirchenge-
meinden bleiben kirchliche Institutionen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit (sog. Fonds-Ver-
mögen) bestehen und werden ab dem 01.01.2012 
vom Vermögensverwalter und nach der Neuwahl 
vom Kirchenvorstand der Kirchengemeinde 
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St. Lambertus, Mettmann, verwaltet (vgl. § 1 des 
Gesetzes über die Verwaltung des katholischen 
Kirchenvermögens).

  Die in den Grundbüchern angegebenen Eigen-
tümerbezeichnungen des Fondsvermögens sind 
durch die Neuordnung unrichtig geworden. Sie 
werden durch Grundbuchberichtigungseinträge 
korrigiert, wobei im Hinblick auf die erforderli-
che Rechtsklarheit die im Grundbuch vermerk-
ten Bezeichnungen von kirchlichen Institutio-
nen mit eigener Rechtspersönlichkeit (sog. 
Fondsvermögen) um die Angabe des Namens der 
bisher verwaltenden Kirchengemeinde ergänzt 
werden.

6.   Wahrung der Zweckbestimmung der Stifter

  Hinsichtlich der Verwaltung der Güter und 
Erfüllung der Verbindlichkeiten bleiben der 
Wille der Stifter und Spender sowie wohl erwor-
bene Rechte Dritter gewahrt.

7.   Namensbezeichnung

  Die Namensbezeichnung der Kirchengemeinde 
lautet wie folgt:

 Katholische Kirchengemeinde
 St. Chrysanthus und Daria

  Die Kirchengemeinde erstellt unter diesem 
Namen ein neues Siegel, das ab dem 01.01.2013 
ausschließliche Verwendung fi ndet.

  Das entsprechende Siegel des Pfarramtes lautet:

 Katholisches Pfarramt
 St. Chrysanthus und Daria

8.  Bestellung eines Vermögensverwalters, Anord-
nung zur Neuwahl des Kirchenvorstandes

  1.  Aufgrund der Aufl ösung der Pfarrei St. Chry-
santhus und Daria und der Pfarrei St. Niko-
laus endet die Amtszeit der Kirchenvorstände 
zum 31.12.2012. Im Hinblick auf diese umfas-
sende Neuordnung wird eine Neuwahl des 
Kirchenvorstandes angeordnet. Der Wahlter-
min wird bestimmt auf den 16./17.03.2013

    Im Übrigen gilt die Wahlordnung für Kir-
chenvorstände.

  2.  Zum Vermögensverwalter der neuen Kirchen-
gemeinde, wird mit Wirkung vom 01.01.2013 
bis zur konstituierenden Sitzung des neu 
gewählten Kirchenvorstandes Pfarrer Pfr. Dr. 
Nieswandt und als stellvertretender Vorsit-
zender wird Herr Thomas Herring Sinterstr. 
14, 42781 Haan-Gruiten bestimmt.

  3.  Vor der künftigen allgemeinen Kirchenvor-
standswahl ist die Hälfte der ausscheidenden 
Kirchenvorstandsmitglieder durch Losent-
scheid zu ermitteln, um den ausscheidenden 
Mitgliedern eine anschließende Kandidatur 
zu ermöglichen.

9.  Rechtsgültigkeit

Die in dieser Urkunde getroffenen Anordnungen 
treten mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des 
Erzbistums Köln in Kraft.

Köln, den 15. Juli 2012

   † Joachim Kardinal Meisner

    Erzbischof von Köln
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